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Erziehung zu politischer Partizipation: Ein unmogliches Unterfangen?

Horst Biedermann* und Fritz Oser**

Rufe nach mehr politischer Partizipation nehmen oft
eine fast seltsame Gestalt an. Vermutlich basieren sie
auf dem Glauben und der Hoffnung, dass durch Be-
teiligung die politischen Entscheidungen eines Lan-
des an Qualitat gewinnen (was keinesfalls stimmen
muss, wenn man sich vor Augen fiihrt, dass politi-
sche Geschifte hoch komplex sind und abgewogene
Entscheidungen eines umfassenden Wissens beduir-
fen, das sich in der Breite der Geschéfte nur weni-
ge aneignen konnen), dass es dadurch mehr Partei-
zulauf gabe (was ebenfalls nicht stimmen muss, da
politisches Engagement keineswegs mit der Zustim-
mung konventioneller Politik in Beziehung stehen
muss), und dass politische Bildung intensiviert wiirde
(was in der Tat als Bildungsabsicht zu unterstiitzen
ist, nicht aber als politische Intention). Massnahmen,
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die mit der Stdrkung der politischen Partizipation
vorgeschlagen und teilweise auch initiiert wurden,
zeigen sich dementsprechend bis anhin noch wenig
wirkungsvoll: So hat beispielsweise die Herabsetzung
des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre zu keiner breite-
ren politischen Partizipation gefiihrt, wie Evaluatio-
nen aufzuzeigen vermogen (vgl. z.B. www.waehlen-
ab16-bw.de/proundcontra.html); mit der Einrich-
tung von Kinder- und Jugendparlamenten konnten
sicherlich interessante Erfahrungsrdume geschaffen
werden, diese sind jedoch nur fiir einen sehr kleinen
Teil von jungen Menschen zugénglich — und dabei
insbesondere solchen, die politische Partizipation
auch durch das Elternhaus vorgelebt erfahren; mehr
mediale Prasenz des Politischen wurde und wird
gefordert, was aber angesichts der jiingsten Diskus-
sionen um die Rolle bzw. Steuerung der Medien im
Bereich der Politik («Llgenpresse») als ein eher pro-
blematischer Weg erscheint, infolgedessen (junge)
Menschen auch zunehmend das Vertrauen in diese
Institution zu verlieren scheinen usw.

Partizipation ist aber auch allgemein ein inflationdr
verwendeter Begriff, der ein ganzes Biindel an Ver-
standnissen abdeckt, wie mit Meyer (2003) festge-
halten werden kann. In etymologischer Betrachtung
setzt sich Partizipation aus den lateinischen Begrif-
fen pars bzw. partis (Teil) und carpere (nehmen oder
fassen) zusammen. In einer grundsétzlichen Bedeu-
tung kann Partizipation also als Teilnahme oder
Beteiligung verstanden werden. Darauf bezogene
Anwendungen und Konkretisierungen in der Praxis
nehmen dann aber ganz unterschiedliche Formen
an - von einer Art Anhorung bis hin zu Selbstbe-
stimmung. All diesen Verwendungen des Begriffs
gemeinsam ist jedoch die positive Konnotation des
damit einhergehenden Partizipationsverstindnisses.
So werden beispielsweise nicht nur die Einsatzbe-
reitschaft und die Verantwortung in direkte Bezie-
hung zur Partizipation gesetzt, sondern es werden
auch Zusammenhange mit der Wiirde und Freiheit
der Menschen vermutet. Zudem besteht die Erwar-
tung, dass durch Partizipation eine hohere Identifi-
kation mit Institutionen und Systemen entsteht, in
welchen man lernt, arbeitet oder sich auch ander-
weitig engagiert. Dadurch soll grésseres Interesse
und grossere Hingabe in Bezug auf die zu erledigen-
den Aufgaben und auszufiillenden Funktionen ent-
stehen - so die Vermutung und Hoffnung.



Im Bereich des Politischen erhalt Partizipation noch-
mals eine andere Bedeutung. Denn, «was den Men-
schen zu einem politischen Wesen macht, ist seine
Féhigkeit zu handeln; sie befahigt ihn, sich mit sei-
nesgleichen zusammenzutun, gemeinsame Sache
mit ihnen zu machen, sich Ziele zu setzen und Un-
ternehmungen zuzuwenden, die ihm nie in den Sinn
hatten kommen kdnnen, ware ihm nicht diese Gabe
zuteilgeworden: etwas Neues zu beginnen» (Arendt,
1970, S. 81). Dieses Votum ernst genommen weist es
darauf hin, dass nur wenige partizipieren kdnnen.
Denn es ist offensichtlich, dass in diesem Sinne nicht
alle wirklich am politischen ({iberregionalen und
schon gar nicht am politischen nationalen Gesche-
hen in gleicherweise teilnehmen sollen und wollen
und konnen. Viele Biirgerinnen und Blirger partizi-
pieren beispielsweise nur indirekt am politischen Ta-
gesgeschehen - aufgrund von Emporung oder The-
men, die interessieren und direkt betreffen, und gele-
gentlich - viele sogar nur sehr sparlich — anhand von
Wahlen und/oder Abstimmungen. Partizipation ist
hier = wenn man nach Milbrath (1977) nicht zu den
«Gladiatoren» der politischen Arena gehort, sondern
zu den «Zuschauenden» oder «Abwesenden» darin
- ein abstraktes Gut, dessen Verantwortlichkeit sich
auf eine kleine Machtzuschreibung wie beispielswei-
se die Abgabe einer Stimme unter vielen bezieht. Fiir
diejenigen, die nicht parlamentarisch tatig sind, ist
Partizipation im Sinne einer «Teilnahme» daher sehr
vage.

Die normative Wendung des geschilderten Tatbe-
standes ist nicht klar. Soll man (erzieherisch gesehen)
tatsichlich wiinschen, dass sich Menschen politisch
starker engagieren bzw. dass sie mehr partizipieren?
Gerade in der politischen Bildung findet sich die
Forderung nach grosserem politischem Engagement
haufig, welches insbesondere durch schulische Parti-
zipationserfahrungen realisiert werden soll. Hinsicht-
lich der damit verbundenen Erwartungen halten Oser
und Mitarbeitende fest: «In der politischen Bildung
erwartet man von Partizipationsmodellen mehr poli-
tisches Interesse, mehr politischen Diskurs, mehr Mit-
machen in Parteien, und mehr geschlossenen Kampf
fur die Umsetzung guter politischer Ideen, aber auch
ein hoheres politisches Selbstkonzept» (Oser et al.
2001, S. 6). Sind derartige Ideale tatsdchlich anzustre-
ben und realisierbar? Besteht diesbezliglich nicht ein
Problem darin, dass politisches Denken, Urteilen und
Handeln niemals neutral sein kann? Ist es nicht so,
dass der Prozess der Vermittlung und Herausbildung
derartigen Denkens, Urteilens und Handelns bei
jungen Menschen in staatlichen Institutionen von
politisch unterschiedlich gesinnten Gruppierungen
kritisch verfolgt und bewertet wird mit Verweis auf
die Gefahr politischer Indoktrination? Der Council

VSH-Bulletin Nr. 1, April 2017 | AEU-Bulletin n° 1, avril 2017

of Europe (1998) unterscheidet denn auch zwischen
einer autonom denkenden und handelnden Person
und deren Gegenteil - wobei Entwicklungen im Sin-
ne des Zweiterwahnten gerade auch im Bereich der
politischen Bildung zu verhindern seien. Dabei wird
auch vom Council of Europe zum Ausdruck gebracht,
dass mehr Partizipation politische Entfremdung ab-
baue, das politische Selbstvertrauen und die politi-
sche Selbstentfaltung fordere. Allgemein solle das
Heranwachsen von teilnehmenden Blirgerinnen und
Birgern biirgerliche Tugenden fordern, insbesondere
Toleranz, Offenheit, Kooperation und Respekt, wie
weiter ausgefiihrt wird. Auch wenn die Zustimmung
zu derartigen Forderungen und Hoffnungen breit
ausfallt, so muss aus padagogischer Sicht doch die
Frage aufgeworfen werden, ob diese nicht vielmehr
eine padagogische Schwarmerei auf Ebene einer in-
haltstibergreifenden allgemeinen Tugendverfallen-
heit darstellen.

1. Politische Entfremdung

Mit partizipativem Erfahrungslernen in der Schule
soll insbesondere auch einer politischen Distanzie-
rung bzw. Entfremdung entgegengewirkt werden —
wie bereits zum Ausdruck gebracht wurde. Entfrem-
dung ist im Gegensatz zu Partizipation ein negativ
konnotierter Begriff. So spricht beispielsweise auch
Sandel (2017) in seinem Buch «Moral und Politik»,
in welchem verschiedene politische Lebensberei-
che unter dem normativen Anspruch eines «Mora-
lisch-Seins» analysiert werden, von «ausgehdhltem
offentlichen Diskurs» (S. 8). Dazu hélt Sandel fest:
«Es ist die Leere der politischen Auseinanderset-
zung wahrend der letzten Jahrzehnte, die der weit-
verbreiteten Unzufriedenheit zugrunde liegt, die wir
in den meisten Demokratien beobachten. (...) Wir
brauchen einen 6ffentlichen Diskurs, der moralisch
aufgeladener ist als jener, der in der heutigen Politik
vorherrscht» (S. 8f.). Es braucht also nicht nur mehr,
sondern auch eine andere politische Orientierung.

Was konkret bedeutet nun vor diesem Hintergrund
«politische Partizipation», woraus setzt sie sich zu-
sammen, welches sind die Elemente ihres Erfolgs
und was bedeutet dies im Hinblick auf die Erziehung
junger Menschen zu mehr politischer Teilhabe?

2. «Wirkliche» Partizipation im Bereich
des Politischen

Beginnen wir die Diskussion um «wirkliche» bzw.
«wirksame» Partizipation mit einem Beispiel aus dem
Bereich «Entrepreneurship». Nehmen wir an, zwei
junge geschaftstiichtige Personen, eine Kauffrau und
ein Mechatroniker, griinden eine kleine Firma. Sie
planen gemeinsam die Geschiftsidee, klaren gemein-
sam das Alleinstellungsmerkmal, suchen gemeinsam
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eine Finanzierung, organisieren gemeinsam das Mar-
keting — kurz: treffen gemeinsam alle Entscheidun-
gen. Jede dieser «partizipativ» getroffenen Entschei-
dungen fiihrt zu einem positiven oder negativen
Ergebnis. Und fiir diese Ergebnisse sind die beiden
Partizipierenden vollumfanglich verantwortlich. lhre
Entscheidungen sind 6konomisch und moralisch in
jeder Hinsicht und in jedem Detail funktional. — Ge-
hen wir von diesem Beispiel iber auf den Bereich des
Politischen. Wie zeigen sich hier Entscheidungspro-
zesse und Verantwortungsiibernahme aus der Sicht
von Partizipierenden? In demokratisch gepréagten
Staaten und Gesellschaften wird in politikwissen-
schaftlichen Publikationen haufig und in Schriften
zur politischen Bildung zumeist die Beteiligung der
Vielzahl an Biirgerinnen und Blirgern zum Thema
gemacht und als bedeutsam herausgestrichen. Das
Gelingen einer Demokratie als Herrschaftsform lasst
sich in der Tat mit der Beteiligung der Biirgerinnen
und Biirger oder zumindest einer Mehrheit dersel-
ben in Beziehung setzen: «Zur Idee der Demokratie
gehort ein -ausreichendes Mass an institutionellen
Partizipationschancen und an tatsichlicher Partizi-
pation, also die Offnung des politischen Entschei-
dungsprozesses zur Gesellschaft auf der Input-Seite
der Entstehung und nicht allein in den Ergebnissen
der Output-Seite des politischen Systems» (Meyer,
2009, S. 133). Die Wahrscheinlichkeit der Umset-
zung politischer Ideen werde grosser, die politische
Sensibilitat der Biirgerinnen und Biirger wachse und
die politische Willensbildung werde breiter — so der
Tenor, wenn Beteiligung gefordert wird.

Doch gibt es diese «wirkliche» Partizipation fir Ju-
gendliche und junge Erwachsene {iberhaupt? Orien-
tiert man sich-an den oben skizzierten Ausfiihrun-
gen, lautet die Antwort wohl Nein. Alle Aufrufe von
Verantwortlichen in politischen Parteien, der Bil-
dungspolitik und im Bereich der politischen Bildung,
Situationen wirklicher Partizipation zu erh6hen, sind
so gesehen vergeblich. Denn Situationen, die Politi-
sches beinhalten, sind partizipativ nicht funktional.

Im Rahmen internationaler Vergleichsstudien
(IEA-Studien CivEd und ICCS) zeigte sich, dass
Schweizer Jugendliche im internationalen Vergleich
deutlich weniger partizipieren und auch einen klar
geringer ausgepragten Partizipationswunsch haben
als die Jugendlichen in den meisten der 32 anderen
teilnehmenden Léndern. Ebenfalls sind die jungen
Schweizerinnen und Schweizer viel kritischer einge-
stellt hinsichtlich der Sinnhaftigkeit schulischer Parti-
zipation (vgl. Oser & Biedermann, 2003; Biedermann,
Oser, Konstantinidou & Widorski, 2010). Angesichts
dieser Resultate postulierten Bildungspolitikerinnen
und -politiker — wie einleitend erwahnt, Jugendliche

seien (wieder) zu politischer Partizipation zu animie-
ren, zu fithren und zu erziehen. Aber politische Teil-
nahme ist unter den gegebenen Umstanden nicht
erziehbar, ldsst sich so nicht bzw. kaum realisieren.
Politische Partizipation gibt es nur als bekundetes
Interesse an einem Thema oder als seltene Aktivi-
tat wie eine Demonstration oder einen Leserbrief
oder als Teilnehme an Parteiversammlungen (wofir
Jugendliche kaum zu begeistern sind, da sie sich in
erster Linie fr Inhalte und weniger fiir Parteipolitik
interessieren).

Klar sollte geworden sein, dass der Partizipationsbe-
griff differenziert werden muss. Wir haben deshalb
eine Hierarchie von Partizipationsintensitaten ent-
wickelt. Die obersten Arten haben mit wirklicher
Partizipation insofern zu tun, als dass ganz oder teil-
weise eine Sache selbst initiiert oder fiir eine Aufga-
be Verantwortung tibernommen wird. Weiter unten
geht es um eine Teilnahme durch Zugehdrigkeit,
um Verantwortung fiir einen Auftrag, den man er-
hélt oder um eine Mitgliedschaft etwa zur katholi-
schen Kirche, zur sozialdemokratischen Partei oder
freiwillig und unbezahlt zur Feuerwehr. Zuunterst
steht so etwas wie Scheinpartizipation: Man hat ei-
nen Schweizerpass, dadurch partizipiert man; aber in
Wirklichkeit tut man es nicht. - Wer von politischer
Partizipation spricht, meint meistens eine der unte-
ren Ebenen. Deshalb niitzt auch Jammern auf hoher
Ebene {iber mangelnde Partizipation von Jugendli-
chen nichts. So haben wir beispielsweise festgestellt,
dass die obersten beiden Arten im Bereich des Po-
litischen bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen
kaum zu finden sind — Ausnahmen stellen nur solche
junge Menschen dar, die friih in eine politische Partei
eintreten und dort auch Fithrungsrollen anstreben.

3. Gemeinwesenarbeit und Zivilgesellschaft

Richten wir den Blick vom konventionell politischen
Engagement auf die Bereiche des Gemeinwesens und
der Zivilgesellschaft, so zeigen sich die Moglichkei-
ten zur Partizipation in anderem Licht. Das Erhel-
lende hierbei ist das grosse soziale Engagement von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Vereinen,
Gemeinden und Kirchen, nicht selten auch spezifisch
im Sozial- und Armenwesen, durchaus auch immer
wieder angestossen in schulischen Kontexten wie
Freikursen und After-School-Treffen, oft freiwillig ge-
plant und gelegentlich auch spontan. Im anglopho-
nen Raum werden solche Aktivititen als «Communi-
ty Work» bezeichnet. Diese stehen nach Youniss und
Yates (1997) in Beziehung zu Aspekten wie grosserer
Selbstwirksamkeit, hoherer Anerkennung und stér-
kerer sozialer Identitdt sowie mit gréssere Zufrieden-
heit, wie Seligman (2002) ergénzend nachzuweisen
vermag. Solches Engagement ist somit (entwick-



lungs-)psychologisch auf individueller Ebene bedeu-
tungsvoll. Aber auch fiir eine Gesellschaft ist dieses
wichtig, weil dadurch mit jeder Generation der so-
ziale Reichtum des gesellschaftlichen Lebens auf der
Ebene humaner Dynamik neu entstehen kann.

Diese Ergebnisse konnen nun jedoch nicht derart
interpretiert werden, dass das Engagement in sozia-
len Feldern zugleich ein Engagement im Politischen
impliziert. In den angesprochenen subtilen Arbeiten
von Youniss und Yates (1997) zur Community-Work
bzw. zum Community-Service wird zwar argumen-
tiert, dass genau dies geschehen kann, aber die Er-
gebnisse geben diesbezliglich keine Auskiinfte und
liefern somit auch keine Anhaltspunkte. Die Auto-
ren glauben belegen zu kdnnen, «how community
service can stimulate political moral-development»
(S.1), diese Aussage bzw. Annahme wird dann aber
nicht empirisch belegt. Vielmehr stellen sie fest, dass
von 1006 Jugendlichen (15-24)ahrige) — von de-
nen 96% sagen, sie wiirden alten Menschen in der
Nachbarschaft helfen, und 95% darauf hinweisen,
sie wiirden sich fiir Drogenstichtige einsetzen - nur
36% angeben, dass sie sich in einer politischen Kam-
pagne engagieren wirden. Es scheint also vielmehr
so zu sein, dass sich die Autoren in erster Linie mit
dem befassen, was als sogenannte «Citoynentée» be-
zeichnet werden kann - mit dem Leben und dem
Engagement von Personen in der Gesellschaft also,
nicht aber mit «Bourgoisie», wo es um die «kalte»
Auseinandersetzung mit den Rechten und Pflichten
des in einem politischen System lebenden Menschen
geht: «Limportance des mouvement sociaux tient a
leur place dans la vie sociale. Ils ne sont pas seulement
au centre ou au sommet de la société: leur présence
ou leur absence détermine presque toutes les formes
d'action sociale» (Touraine, 1997, S.157). In Bezug
auf die Erziehungsbemiihungen muss damit festge-
halten werden, dass es a) (wohl) keinen Transfer des
Sozialen auf das Politische gibt (worauf weiter unten
noch eingegangen wird), und dass aber b) dieses So-
ziale, die Community Work, im Fokus der Bildung an
sich wichtiger ist als das Politische.

Neben Community Work, die mehr auf die Losung na-
hestehender sozialer Probleme ausgerichtet ist, gibt
es eine andere Dimension des Politischen, die man
nicht ausklammern darf: Das Wesen der sogenann-
ten Zivilgesellschaft. Was ist damit gemeint? Konn-
te es sein, dass der erwartete Transfer vom sozialen
Engagement zur Politik wenigstens (iber dieses Zwi-
schenfeld spielt? Definitionen zeigen, dass das Kon-
zept der Zivilgesellschaft verschiedene Dimensionen
beinhaltet. So sagt etwa Meyer (2009,133ff), dass ne-
ben den Grossen Staat und Markt, welche die Macht
steuern, die Zivilgesellschaft eine oft {ibersehene po-
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litische Rolle spiele: «Sie kann soziale oder politische,
kulturelle oder 6kologische Probleme dadurch l6sen,
dass sie freiwilliges solidarisches Handeln der Biirge-
rinnen und Biirger zu gemeinwohlorientierten Zwe-
cken organisiert. Sie kann zugleich auch als ein Fo-
rum oder eine Organisationsform wirksam werden,
mit denen die Blirgerinnen und Biirger auf den Staat
oder auf den Markt einwirken» (S. 138). Kriterien der
Zivilgesellschaft sind Freiwilligkeit, Selbstorganisa-
tion und Gemeinwohl; deren Ziele sind Selbsthilfe,
Erzeugung von Solidaritdt und soziales Kapital, Biir-
gerlobby-Tatigkeit, politische Selbstregierung, politi-
scher Dialog und politische Sozialisation. Demgegen-
tiber werden die Schwachen darin gesehen, dass nur
aktive und keine passiven Personen beriicksichtigt
werden, dass nur unzureichende demokratische Le-
gitimation den Tragenden zugesprochen wird, dass
alle Aktivitaten temporare Beschrankung besitzen,
und dass die Aktivitaten haufig versteckten priva-
ten oder kommerziellen Zwecken dienen. Unge-
achtet dieser Schwachen ware hier aber tatsachlich
Beteiligung moglich. Auch der Parteienforscher Von
Arnim (2017) diagnostiziert, dass tiber aktive zivilge-
sellschaftliche Blirgerbeteiligung die feudale Sterili-
tat der deutschen Parteienlandschaft aufgebrochen
werden kdnne.

Ist Beteiligung im Sinne von wirklicher Partizipation
in diesem Feld moglich und zweckmdssig? Wenn al-
les aus diesem Konzept ausgeklammert wird, was auf
die Politikerinnen und Politiker und auf die Parteien
(im Sinne der Beeinflussung des politischen Urteils
der Parlamentarierinnen und Parlamentarier) hin ge-
dacht ist, dann wird eventuell mehr politische Akti-
vitat zustande kommen, als es ohne dieses Konzept
moglich wire. Aber wirkliche Partizipation tritt auch
hier eher selten auf; «aufstandisch» politische Akti-
vitdten wie beispielsweise Streiks, Demonstrationen
und Initiativen gehen eher aus Skandalen, Ungerech-
tigkeiten und Notlagen wie Massenentlassungen
hervor, weniger aus dem grundsitzlichen Willen
zur politischen Partizipation. Die Freiwilligkeit und
Wechselhaftigkeit macht den Ansatz fragil. Denn
auch hier sind es nur wenige, die sich beteiligen.

4. Fehlender Transfer von sozialer zu
politischer Partizipation

Wie oben erwihnt, besteht bei Verantwortlichen im
Bereich der politischen Bildung und der Bildungs-
politik haufig die Erwartung, Hoffnung und Zuver-
sicht, dass sich Partizipationserfahrungen im Bereich
des Sozialen einfach auf den Bereich des Politischen
transferieren lassen. Diesbeziiglich erniichtern be-
reits die berichteten Ergebnisse von Youniss und
Yates (1997). Biedermann (2006) ist erganzend dazu
der Frage nachgegangen, ob Partizipationserfahrun-
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gen in der Familie, in der Schule, im Beruf und in der
Freizeit mit Aspekten der politischen Identitdt in Be-
ziehung stehen. Basierend auf einer Befragung von
1270 jungen Menschen der Deutschschweiz auf der
11.Klassenstufe konnte er dabei feststellen, dass Par-
tizipationserfahrungen in all diesen Lebensbereichen
bedeutsam mit Selbst- und Sozialkompetenzen (posi-
tiv mit Selbstkonzept, Autonomie, sozialer Integration
und Standfestigkeit gegeniiber anderen sowie negativ
mit Perspektivlosigkeit) in Beziehung stehen. Als zent-
ral erwies sich dabei, dass die partizipativen Erfahrun-
gen auch tatsachlich als echt mit einer Entscheidungs-
umsetzung und Verantwortungsiibertragung erlebt
werden konnten. Die rein quantitative Auspragung
von Formen des Partizipativen stand demgegeniiber
mit den erwdhnten Selbst- und Sozialkompetenzen
deutlich geringer in Beziehung. Wurden Wechselbe-
ziehungen zwischen den Partizipationserfahrungen
mit Aspekten der politischen Identitit (Konzepte,
Einstellungen, Verstehen, Zutrauen, Interesse, Ver-
trauen und Zufriedenheit, Aktivitdtsbereitschaft und
Wirksamkeitserwartungen) gepriift, so blieben diese
fast ganzlich aus. Ausnahmen stellten einerseits einzig
Zusammenhange zwischen Partizipationserfahrun-
gen in der Familie und in der Freizeit mit Aspekten des
sozial Politischen und des Zivilgesellschaftlichen (z.B.
Einstellungen gegeniiber Rechten von Frauen und der
Bereitschaft zu aufstandischer Aktivitdtsbereitschaft)
dar. Und andererseits zeigten sich dann Wechselbe-
ziehungen mit Aspekten des individuell Politischen,
wenn die Partizipationserfahrungen direkt im Frei-
zeitbereich des Politischen (z.B. Jugendparlament) ge-
macht werden konnten. Die Ergebnisse weisen somit
darauf hin, dass sich ein Transfer von Partizipations-
erfahrungen in unterschiedlichen sozialen Lebensbe-
reichen nicht automatisch auf den Bereich des Poli-
tischen herstellen ldsst — dazu bedarf es besonderer
Anstrengungen bzw. Erfahrungsmaoglichkeiten direkt
im Bereich des Politischen.

5. Drei Sichtweisen derselben Sache

Die Erfahrung, dass «wirkliche» politische Partizipa-
tion schwierig zu erlangen ist, was insbesondere auch
fir junge Menschen zutrifft, hat zur Folge, dass auch
das Politische der Politik schwierig zu fassen ist. Hin-
sichtlich der Verwirklichung politischer Bildung kon-
nen folgende Standpunkte eingenommen werden:

a) Mit Jugendlichen kann man kaum {iber Politik
sprechen, denn das Politische ist fiir sie noch gar
nicht fassbar. Es ist das Aussen, es ist das, was flr sie
als gesellschaftliche Gegebenheiten einfach da ist.
Diese konnen ja eh nicht verandert werden.

b) Unter einem entwicklungspsychologischem Ge-
sichtspunkt ist das Politische, weil es uns umgibt, auch

fur die Jiingsten schon ein Gegebenes, das vorgestellt,
beraten und beurteilt werden kann. Es auf den ver-
schiedenen Altersstufen in den unterschiedlichsten
Dimensionen zu erfassen, ware eine substantielle
Aufgabe, die bis anhin noch kaum richtig angegangen
worden ist. Die Frage lautet dann etwa, was Kinder,
Jugendliche und junge Erwachsene unter politischen
Begriffen wie Freiheit, Macht, Demokratie, Partizipa-
tion etc. verstehen. Es interessiert dann, wie sie diese
Grossen beurteilen, wenn sie sie nicht abstrakt, son-
dern in Handlungssituationen eingebettet vorfinden.

¢) Es gibt Modelle an Vorformen politischer Prozes-
se, die diese in anschaulicher Weise abbilden. Eine
solche Vorform ist etwa die sogenannten Just Com-
munity-Schule. In ihr werden tatsachlich wichtige
Geschafte des Zusammenlebens in der Schule unter
Teilnahme aller Betroffenen beraten, Losungsvor-
schldge erarbeitet und zur Abstimmung gebracht.
Dabei kénnen die Schiilerinnen und Schiiler lernen,
was es heisst, zu unterliegen, was es bedeutet, eine
grosse Minderheit richtig einzubinden, oder wie eine
beschlossene Regel auch konkret durchgesetzt wer-
den kann. Das sind pré-politische Fahigkeiten, die
einen hoheren Transfer ins reelle Politische zu ver-
sprechen vermdgen, als dies etwa von Formen sozi-
alen Lernens zu erwarten ist, die vollstindig andere
Basisstrukturen aufweisen.

Dem ersten pessimistischen Standpunkt soll mit den
beiden anderen Standpunkten entgegengewirkt wer-
den. Wahrend der dritte Standpunkt bereits anhand
vielfaltiger Modelle und in realen Umsetzungen
nachgewiesen werden konnte (vgl. z.B. Oser 2014), ist
der zweite Standpunkt noch wenig betrachtet und
erforscht worden — dazu wird im Folgenden eine
erste Anndherung vorgestellt.

6. Die entwicklungspsychologische Dimension
politischen Denkens

Der Ruf nach politischer Partizipation hat eine unter-
schiedliche Resonanz, wenn beispielsweise altersstu-
fengemasses politisches Urteilen oder die Entwick-
lungsaufgaben etwa nach Erikson (1966) berticksich-
tigt werden. Entwicklung geschieht stets in Bereichen
menschlich  grundlegender «Mutterstrukturen».
Diese bilden den inneren Kern eines kognitiven Be-
reichs, ohne welchen ein gesellschaftliches Funktio-
nieren nicht méglich ist. Es gibt domanenspezifische
Kernbereiche wie der mathematische, geometrische,
geographische, physikalische etc. Kernbereich. Es
gibt aber auch moralische, soziale, konventionelle,
religiose und politische Kernbereiche. In den obi-
gen Ausfithrungen wurde aufgezeigt, dass soziales
Engagement in der Welt nicht mit politischem oder
zivilgesellschaftlichem korreliert. Das hat vermutlich



damit zu tun, dass unterschiedliche Mutterstruktu-
ren mit ihren Kernelementen zum Tragen kommen.
Wiéhrend beim moralischen Bereich Elemente wie
Gerechtigkeit, Fiirsorglichkeit und Wahrhaftigkeit im
Zentrum stehen, riicken beim sozialen Bereich Em-
pathie mit Notleidenden, Freundschaftsbindungen,
Vertrauen in Abmachungen, auf alle Falle aber su-
pererogatorische Aspekte in den Vordergrund. Beim
Konventionellen sind Regeln des Umgangs, person-
licher Geschmack, Freizeitgestaltung u.a. wichtig.
Im Politischen gelten Aspekte der Macht versus ge-
sellschaftliche Hilflosigkeit, Grade der personlichen
Freiheit, Staatlichkeit versus Privates, Offentlichkeit
versus Intimbereich, Ordnung versus Anarchie, Par-
tizipation versus Ausschluss, Krieg versus Frieden,
Mehrheit versus Minderheit etc. (Oser & Bieder-
mann, 2016, Oser & Biedermann, 2007).

Im Bemiihen um eine Erkundung des politischen Ur-
teils bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen haben wir basierend auf politischen Dilemmata
Interviews durchgefiihrt. Eines dieser Dilemmata
handelte von zwei Landern, durch die derselbe Fluss
fliesst. Das Land am oberen Teil des Flusses fiihrt al-
les Wasser ab, so dass das nachfolgende Land keine
Méglichkeit mehr hat, die Felder zu bewassern. Die
Fragen an die Interviewten gehen dahin, was poli-
tisch zu tun ist — ob z.B. das untere Land dem oberen
den Krieg erklaren sollte. In einem zweiten Fall geht
es um die Frage, ob der Staat befehlen kann, ein altes
Bauernhaus abzureissen, weil das Parlament den Bau
einer Ringstrasse beschlossen hatte, um den Verkehr
aus der Stadt hinauszufiihren und Fussgangerzonen
einzurichten. In einem dritten Fall handelt es sich um
Personen, die aus Unzufriedenheit ihr Land verlassen,
um auf einer Insel, die mit wenigen Ureinwohnerin-
nen und Ureinwohnern bevélkert ist, Fuss zu fassen.
Insgesamt wurden sechs derartige Dilemmata bzw.
Vignetten entwickelt und den Versuchspersonen
vorgelegt (Oser & Biedermann, 2016).

Wenn nun aus diesen Interviews Entwicklungsmus-
ter abgeleitet werden, die das politische Denken
von Personen unterschiedlichen Alters abbilden, so
handelt es sich dabei nicht um ganzheitliche (holis-
tische) Strukturen, sondern eher um so etwas wie
Vorstellungen und Meinungen in den Bereichen ein-
zelner Elemente, die den oben genannten Kern der
politischen Mutterstruktur hinsichtlich des Politi-
schen kennzeichnen. Bei der dritterwahnten Inselge-
schichte haben wir auch explizit nach dem Prinzip
der demokratischen Partizipation in Ausschiissen
und bei Beschliissen zur Griindung eines neuen
Staates gefragt — also danach, wer Entscheidungen
treffen und wer an Entscheidungen teilnehmen soll.
Den Versuchspersonen wurde nach unterschiedli-
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chen Altersclustern die Frage gestellt, wie politische
Beteiligung in dieser spezifischen Situation vonstat-
tengehen soll. Es seien hier nur einzelne Aussagen
(ohne Vernetzung mit andern politischen Elemen-
ten) wiedergegeben, die sich auf die zwei Elemente
Reprasentation und Kooperation beziehen (wobei
hier Kooperation so etwas wie Beteiligung und Mit-
bestimmung meint):

Ebene 1 - Flhrertum und Gehorsam als Partizipa-
tion: Auf die Frage, wer bestimmt, versucht Theoda
(7 Jahre) zuerst von der Arbeitsteilung zu sprechen:
Madnner jagen, und am Abend, wenn es regnet, ma-
chen die Plétze. Die Frauen sollen sich um die Kranken
und die Kinder kiimmern.

Und sie meint dann klar, dass es auf der Insel eine An-
fuhrerin oder einen Anfiihrer brauche, zum Beispiel
einer, der ganz schlau ist. Sie beschreibt die Aufgaben
der Anfiihrerin bzw. des Anfiihrers folgendermassen:
Der muss sagen: «Du und du hast viel gearbeitet, Du
kannst ein ganz kleines Momentchen mal Pause ma-
chen und musst nicht mehr so arbeiten», und dann
muss er gerecht aufteilen, damit jeder mal eine Pause
kriegt. Wenn nicht, dann ist er ein bisschen ungerecht,
und dann arbeiten die andern dann einfach nicht
mebhr.

Es wird einerseits auch gesagt, dass die anfiihrende
Person Streit schlichten muss, aber vor allem auch,
dass sie sich einigen miissen, wen sie als Anfiihrer
wollen. - Auf die Frage, was die Wihlerinnen und
Wihler flr Aufgaben haben, sagt sie, dass sie das
nicht wisse.

Camillo (9.8 Jahre), der ein dhnliches Konzept vor-
stellt, sagt, dass die Anfiihrerin bzw. der Anfiihrer gut
sein miisse, dass sie oder er nicht sein durfe wie Koni-
ginnen oder Konige der dritten Welt, dass Demokra-
tie aber zu viel Geld koste, auch wenn sie manchmal
besser wire.

In diesem Urteil ist der Blick auf eine Fiihrerin bzw. ei-
nen Fiihrer gerichtet, eine starke Person. Diese muss
schlau und gerecht sein. Die fiihrende Person, die
Annahme ihrer bzw. seiner Entscheidung und eine
etwas unklare Ernennung dieser Person sind Themen
dieses Prozesses. Partizipation ist Akzeptanz dieses
Zustandes.

Ebene 2 - Amtspflicht und Volksversammlung als
Partizipation: Auf die Frage, ob einer alleine bestim-
men solle, antwortet Amos (12,3 Jahre):

(..) also es miisste schon ein guter Mensch sein, der
sich bewusst ist, was fiir ein Amt er hat, dass er gut
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fiir das Volk schaut, der wirklich alles unter Kontrolle
hdtte. Und wenn das so wdre, so wire alles besser,
finde ich.

Auf die Frage, wie man zu diesem Amt kdme, meint
er, dass es nicht auf die Schulnote ankdme, sondern
auf den Charakter. Er gibt eine klare Ubersicht iiber
das Wahlprozedere und iiber die Aufgaben der Wah-
lerinnen und Wahler:

Also man wiirde einen Tag dafiir benutzen und ein-
mal eine Volksversammlung machen, und dann fragt
man, wer freiwillig fiir dieses Amt antritt, also her-
tritt. Und dann stellt man diese raus und ehm, also
gibt es wie bei einem Wettbewerb, jeder bekommt ein
Blatt und dann kann er aufschreiben, wen er will. Und
bevor diesem stellt jede Person ihre Eigenschaften
vor und so, damit die Bevilkerung einen Durchblick
kriegt, (...) er wiirde dann vielleicht so reagieren, dass
es der Bevilkerung gefillt, dass sie liberhaupt nicht
mehr Lust haben auf die andere Seite zu gehen, weil
vielleicht baut dieser ihnen eine schone Stadt.

Es kommt zum Ausdruck, dass Wahlende und Ge-
wahlte eine eindeutige Aufgabe haben. Durch die
Wahl wird die Fithrungsperson geschwicht, durch
das Amt wird sie geschiitzt. Die anderen partizi-
pieren, indem sie auf das Tun der Magistratin/des
Magistraten reagieren. Durch dieses Verhdltnis ge-
schieht so etwas wie eine demokratische Dynamik
(das Prozedere erinnert an die griechische Wahlver-
sammlung unter Solon ca. 495 v.C.).

Ebene 3 - Reprdsentative Partizipation: Auf die Fra-
ge, wer in den Rat miisse oder zu denen gehore, die
herrschen, meint Francine (15.7 Jahre):

Von jedem ein bisschen etwas. Vielleicht zwei Kin-
der und danach ungefihr drei Kranke, und danach
ungefdhr zwei Frauen, ja ungefdhr, nein, einfach den
Rest aufteilen in Frauen und Mdnner. Einfach gleich
viel etwa. So allgemein ein bisschen von etwas, sodass
jeder ungefihr von seinen Leuten vertreten kann, von
den Kranken, so ja (...).

Auf die Frage nach dem Alter meint sie:

Ja, wiirde ich schon sagen. Vielleicht nicht alles nur
Altere (...). Einfach zwei, ja so etwa fiinf, sechs dlte-
re Leute sollte es schon haben, weil die haben mehr
erlebt auf der - ja auf dem Kontinent oder Land, wo

-sie vorher gelebt haben, und kénnen vielleicht auch

erzdhlen, was daraus geworden ist, wenn auf einmal
so eine Situation auftritt.

In diesem Urteilstypus kommt oft vor, dass Gruppen
von Menschen mit dhnlichen Interessen reprasen-

tiert werden sollen, und dass sich Partizipation auf
diese bezieht. Diese Gruppen werden als in sich einig
gesehen; sie sind nur unterschiedlich auf Gruppen-
ebene, deshalb miissen sich die Einzelnen der Grup-
pe anpassen, wie im Interview spdter noch erldu-
tert wird. Partizipation heisst Interessen mitteilen,
Interessen aufnehmen und sie vorbringen, auch sich
dafiir einsetzen. Die Gruppen sind Menschen, die
man sieht, Kranke, Kinder und Alte.

Ebene 4 - Partizipation als beidseitiges, parlamenta-
risches und volksorientiertes, dynamisches Gesche-
hen: Auf die Frage, wer Entscheidungen vornehme,
spricht NN (18.5 Jahre) zuerst vom politischen Zweck,
von der Aufrechterhaltung der Ordnung:

Und in jeder Gesellschaft, in jeder Schule hat es eine
Ordnung. In jeder Bar hat es eine Ordnung, wie man
sich benehmen muss. Wenn das nicht wdre, dann
wiirde es irgendwie — dann wiirden die Leute machen,
was sie wollen. Dann wiren sie gar nicht mehr zusam-
men, sondern gegeneinander.

Nachdem abgelehnt wird, dass einer allein herrschen
solle, und gesagt wird, dass die Herrschenden nur
verwalten sollen, nachdem Reprasentativitit (Alte
und Junge sollen dabei sein) gefordert und alles Ab-
solutistische zuriickgewiesen wird, spricht NN (iber
die Minderheit, die manchmal verliert:

(..) die sollen auch mitbestimmen. Ja, vielleicht mer-
ken sie es spditer, dass es vielleicht so gut ist. (...) Es ist
ja wichtig, weil sie jetzt eigentlich schon eine Niederla-
ge hatten, dass sie danach spiter wieder bestimmen
konnen, was geschieht. Und ich wiirde keinen Grund
sehen, sie auszuschliessen. (...) Ich meine, wenn sie da-
nach immer grésser werden, wenn immer mehr Leute
kommen und darnach sie die Mehrheit sind, dann ha-
ben sie ja das Recht, so etwas zu bestimmen (..).

Es entsteht hier eine eindeutige Verlagerung der Sicht
auf die Einzelnen, die Macht haben, auf das Mehr-
heits-Minderheitsprinzip, wie immer es angewandt
wird. Politikerinnen und Politiker, auch wenn sie gut
sind, sind die Verwalter des Ganzen. Sie dienen der
Sache, die in jedem Fall auf die Bestimmung durch die
Mehrheit gerichtet ist. Die Interessenbekundung wird
durch das Mehrheits-Minderheits-Problem gelost.

Ebene 5 - Kontrollierte Vertretungspartizipation: Wir
haben kein Beispiel einer Person, das zeigt, dass, wer
immer herrscht, durch legitime Interessens-Vertretun-
gen kontrolliert werden muss und dass diese Dynamik
aktiv zu ermdglichen ist. Beteiligung heisst dann — was
fiir das Politische spezifisch ist - aktive Kontrolle derer,
die legitimiert regieren.



Wenn wir oben gesagt haben, dass es keine eigent-
liche Partizipation im Politischen gabe, so sehen
wir jetzt, dass es eine gibt, nimlich diejenige des
Bewusstseins der Ermdglichung von Kontrolle aller
politischen Entscheidungen — ob diese nun von ei-
ner einzelnen Person oder von einer Gruppe getrof-
fen werden. Die unterschiedlichen entwicklungs-
psychologischen Sichtweisen von Partizipation ma-
chen deutlich, dass auf allen Ebenen versucht wird
zu sagen, dass Aspekte wie die Fahigkeit oder der
Charakter oder die Vertretung eine Rolle spielen. Im
Grunde genommen aber verlangt die themenspezifi-
sche Aktualitdt einer politischen Sache die Ermagli-
chung von Support. Sie ist nicht immer notwendig,
aber wenn sie vorhanden ist, besitzt sie Kraft. Das ist
es, was das Politische ausmacht. Es zerrt jeden Tag
die Menschen in den Diskurs. Und hinter den er-
regten emotional gefarbten Reaktionen auf Urteile
anderer oder auf 6ffentlich missliche Zustande steht
das Wissen, dass Entscheidungen einer Legitimation
beddirfen: Partizipation meint diese zu fordern, diese
herzustellen. Aber dies kann nicht systematisch ge-
schehen; es hiangt von den Themen und Menschen
ab, (iber die entschieden wird. (Das gilt insbesondere
fr Situationen, wo die Wahl einer Person eine Nati-
on spaltet, wie dies etwa durch die Wahl von Trump
zum Prisidenten in den USA geschieht. Uberall, in
den Familien, in den Schulen, in den Restaurants
wird dies diskutiert).

7. Abschliessende Bewertung und Empfehlungen
Die vorangehenden Ausfiihrungen lassen eine Reihe
von Schlussfolgerungen zu, die sowohl feststellenden
(deskriptiven) als auch empfehlenden (normativen)
Charakter haben. Empfehlungen kann man nicht aus
Forschungsresultaten ableiten; sie basieren vielmehr
auf einem Gefiige von Informationen aller Art, die
Desiderata zu Ausdruck bringen. Wir schlagen fol-
gende Punkte zur Diskussion vor:

— Kinder, Adoleszente und junge Erwachsene den-
ken sehr wohl (iber Partizipation nach. Aber sie
haben entwicklungspsychologisch gesehen noch
eingeschrankte Sichtweisen davon, wie politische
Partizipation funktioniert.

- Die Motivation, sich mit politischen Themen aus-
einanderzusetzen, hiangt von den gegensatzlichen
Spannungen und Interessen ab, die ein Thema
hervorruft. (Bei Erwachsenen ist die Beteiligung
an Abstimmungen in der Schweiz hierfiir ein guter
Indikator; die Stimm- und Wahlbeteiligung fallt je
nach Aktualitit des Themas und Interessengebiet
sehr unterschiedlich aus).

- Nichtsdestoweniger kann ein Politikunterricht {iber
Strukturen des Politischen (z.B. Bund, Kanton, Ge-
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meinden, Regierung bzw. Bundesrat, Parlament usw.,
kurz: alles, was in Staatskunde-Lehrmitteln zu finden
ist) informieren - und das ist nicht unwichtig (siehe
etwa Fuchs: Der Staat. Politisches Grundwissen und
Zusammenhdnge). Dies genligt jedoch nicht. Wenn
Unterricht im Sinne von Education civique erfolgen
soll, dann sind zwei Dinge wichtig:
- a) das Funktionieren des Staates als Wissensge-
bilde und
- b) die Auseinandersetzung in Pros und Cont-
ras mit aktuellen Themen, denn «vertieftes
Interesse» am Politischen der Politik ist ein
Resultat interessanter Themenstellungen.
Fiir die Lehrperson stellt sich die Herausforderung,
in derartigen Lehr-Lern-Arrangements weder ei-
nen neutralistischen «Eiertanz» aufzufiihren noch
zu indoktrinieren. Denn teilnehmendes Interesse
beruht auf kontroversen Themen. Das bedeutet,
dass Uiber Dilemmata, Skandale, unerwartete oder
unerwiinschte Begebnisse in dichotomer Weise
berichtet und diskutiert wird. Dabei werden zu-
mindest zwei Meinungen vorgestellt und durch-
gespielt, wobei die Schiilerinnen und Schiiler an-
gehalten werden, sich selber ein Bild vom jewei-
ligen Sachverhalt zu machen. Zur Verwirklichung
derartiger Unterrichtsarrangements gibt es eine
reiche Zahl an Modellen und Unterlagen.
Wir miissen aufhdren, dariiber zu jammern, dass
Jugendliche sich zu wenig an der Politik beteiligen.
Beteiligung ist eine Sache freier Entscheidung,
welche wiederum themen- und aktualitdtsspezi-
fisch erfolgt. Angesichts der Schwierigkeiten einer
Realisierung «wirklicher» Partizipationsangebote
ist die Forderung nach politischer Partizipation
unangebracht — nach «teilnehmendem Interesse»
schiene uns passender zu sein.
Wer glaubt, durch eine Senkung des Stimm-
rechtsalters mehr politische Partizipation zu er-
reichen, liegt (wohl) falsch. Denn mehr politische
Partizipation macht das Politische weder besser
noch verbessert es Zustande.
Das Lernen, sich zu beteiligen, ist nur dann eine Tu-
gend, wenn diese Beteiligung in einem geschiitz-
ten Rahmen erfolgt, in welchem alle betroffen
sind (etwa in einer Just Community-Schule), und
wenn die Beteiligung sichtbar macht, wie politi-
sche Entscheidungen stets offentlich kontrolliert
werden miissen.
Schliesslich: Wirkliche politische Partizipation ge-
schieht nur in jenen Bereichen, welche als zivilge-
sellschaftlich relevant bezeichnet werden kénnen.
Aber auch da sind sie abhangig von defizitiren
Zustanden, die in einer funktionierenden Demo-
kratie eher selten vorkommen. =



38

VSH-Bulletin Nr. 1, April 2017 | AEU-Bulletin n° 1, avril 2017

Literatur

Arendt, H. 1970. Macht und Gewalt. Miinchen: Piper

Biedermann, H. (2006). Junge Menschen an der Schwelle politischer Miindigkeit. Partizipation: Patentrezept politischer Identitdts-
findung? Miinster: Waxmann.

Biedermann, H., Oser, F, Konstantinidou. L. & Widorski, D. (2010). Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirger von morgen: Zur Wirk-
samkeit politischer Bildung in der Schweiz Ein Vergleich mit 37 anderen Léndern. Universitdt Fribourg.

Brehm, ). W. (1966). A theory of psychological reactance. New York: Academic Press

Council of Europe/Conseil de la Cooperation Culturelle (CDCC) (1998). Projet: Education a la citoyenneté démocratique. Con-
cepts de base et compétences clés de I‘éducation a la citoyenneté démocratique. Une premiére synthése. Par F. Audiguer, Institut
National de Recherche Pédagogique Paris, France.

Erikson, E. H. (1966). Identitdt und Lebenszyklus. Frankfurt a.M.: Suhrkamp.

Meyer, T. (2003) Was ist Politik. Wiesbaden: VS

Meyer, T. (2009). Was ist Demokratie. Wiesbaden: VS.

Milbrath, L. (1977). Political Participation. Why People get involved in Politics. Chicago: Rand-McNally.

Oser, F. & Biedermann, H. (2003). Jugend ohne Politik. Ergebnisse der IEA Studie zu politischem Wissen, Demokratieverstdndnis
und gesellschaftlichem Engagement von Jugendlichen in der Schweiz im Vergleich mit 27 anderen Léndern. Ziirich/Chur: Rilegger.

Oser F, Biedermann, H. & Ulrich, M. (2001). Teilnehmen und Mitteilen. Partizipative Wege in die res publica. Bericht zuhanden des
Bundesamtes fiir Bildung und Wissenschaft. Universitat Fribourg: Dep. Erziehungswissenschaften

Oser, F. & Biedermann, H. (2006). Partizipation — ein Begriff, der ein Meister der Verwirrung ist. In: C,, Quesel & F, Oser (Hrsg.).
Die Miihen der Freiheit: Probleme und Chancen der Partizipation von Kindern und Jugendlichen. Ziirich: Ritegger, S. 17-37.

Oser, F. & Biedermann, H. (2007). Zur Entwicklung des politischen Urteils bei Kindern und Jugendlichen. In: H. Biedermann, F.
Oser & C. Quesel (Hrsg.). Vom Gelingen und Scheitern Politischer Bildung: Studien und Entwiirfe. Zurich: Riiegger, S. 169-187.

Oser, F. & Biedermann, H. (2016). (Everyday) Participation and Civic Education: Two Dimensions? Paper presented at the 42™
Conference of the Association for Moral Education (AME), Cambridge (USA), December 8-112016.

Oser, F. K. (2014) Towards a theory of the just community approach. Effects of collective moral, civic and social education. In:
L. Nucci, D. Narvaez & T. Krettenauer (Eds.), Handbook of moral and character education. New York: Routledge, 198-222.

Sandel, M., J. (2017). Moral und Politik. Berlin:

Seligman, M. E.P. (2002). Authentic Happiness: Using the New Positive Psychology to Realize Your Potential for Lasting Fulfillment.
New York, NY: Free Press.

Touraine, A. (1997). Pourrons-nous vivre ensemble? Paris: Fayard.
Von Arnim, H.H. (2017). Die Hebel der Macht und wer sie bedient. Miinchen: Heyne
Youniss, J. & Yates, M. (1997). Community service and social responsibility in youth. Chicago: University of Chicago Press.



	Erziehung zu politischer Partizipation : ein unmögliches Unterfangen?

